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Ministerium der Justiz und für Migration | Postfach 103461 | 70029 Stuttgart 

An die                                                                         
unteren Ausländerbehörden 
 
über 
die Regierungspräsidien  
 
- Referate 15.1 -  
Stuttgart  
Freiburg  
Tübingen  
 
Regierungspräsidium Karlsruhe  
 
- Abteilung 8 -   
 
und  
 
untere Aufnahmebehörden 
über 
 
Regierungspräsidien Stuttgart und Freiburg  
- Referate 15.2 - 
 
Regierungspräsidium Tübingen  
- Referat 15.1 - 
 
Regierungspräsidium Karlsruhe  
- Referat 92 – 
 
Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und 
Europa Baden-Württemberg  
- Landespolizeipräsidium - 
 
 
Ministerium für Soziales, Arbeit und Gesundheit 
Baden-Württemberg 
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Geflüchtete aus der Ukraine – 20. Hinweisschreiben 
 
 
 
DIESES SCHREIBEN ENTHÄLT INFORMATIONEN ZU FOLGENDEN THEMEN: 

• Durchführungsbeschluss des Europäischen Rates vom 30. Juli 2026 zur Verlängerung 
des Durchführungsbeschlusses vom 4. März 2022 bis zum 4. März 2028 

• Beschränkung des vorübergehenden Schutzes bzgl. wehrpflichtiger Personen 
• Änderung der Nummerierung der Erwägungsgründe 
• Zeitnahe Meldung von Flächenfällen an das RPK 
• Übergangsweise visumfreie Einreise ohne Aussicht auf Schutzstatus für wehrpflichtige 

Personen 
 
 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

liebe Kolleginnen und Kollegen,  

 

anlässlich der weiteren Verlängerung des Durchführungsbeschlusses zur Einführung des 

vorübergehenden Schutzes bis zum 04. März 2028 wenden wir uns heute bereits mit dem 

zwanzigsten Hinweisschreiben an Sie. Zunächst nehmen wir diese Gelegenheit zum Anlass, 

Ihnen für Ihren Einsatz bei der Schutzgewährung der über 240.000 Geflüchteten aus der 

Ukraine, die seit Beginn des russischen Angriffskriegs in Baden-Württemberg aufgenommen 

wurden, zu danken. Die Belastung der Ausländer- und Aufnahmeverwaltung durch die 

Geflüchteten aus der Ukraine ist bis heute deutlich spürbar. In dieser außergewöhnlichen 

Situation hat die Migrationsverwaltung in Baden-Württemberg wieder einmal bewiesen, dass 

durch lösungsorientiertes Verwaltungshandeln, gute Zusammenarbeit und persönlichen 

Einsatz große Herausforderungen beherrschbar werden.   

 

Der Krieg in der Ukraine dauert an. Der Europäische Rat hat daher mit 

Durchführungsbeschluss vom 30. Juli (EU) 2026/1912 den am 04. März 2022 gefassten 

Durchführungsbeschluss zur Einführung des vorübergehenden Schutzes (EU) 2022/382 – 

über den 4. März 2027 hinaus – um ein weiteres Jahr bis zum 4. März 2028 verlängert. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202601912
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022D0382
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022D0382
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Der Beschluss ist am 4. August 2025 im Amtsblatt veröffentlicht worden. Er gilt nach Artikel 3 

des Beschlusses ab dem 5. März 2027 mit Ausnahme von Artikel 2, der seit dem 31. Juli 2026 

gilt. 

 

1. Neuerungen im Durchführungsbeschluss vom 30. Juli 2026 

 

Da uns noch keine Anwendungshinweise des BMI vorliegen, möchten wir Sie vorab auf zwei 

wesentliche Neuerungen im Durchführungsbeschluss hinweisen: 

 

Wesentliche Neuerung dieses Verlängerungsbeschlusses im Vergleich zu den 

vorangegangenen Verlängerungen ist die mit Artikel 2 des Durchführungsbeschlusses 

vorgenommene Einschränkung des vorübergehenden Schutzes auf Personen, deren 

militärische Pflichten in der Ukraine eingehalten sind. Die Einschränkung findet nicht auf 

Personen Anwendung, die in einem bestimmten Mitgliedstaat vor dem oder am 30. Juli 2026 

vorübergehenden Schutz genießen und diesen Status in dem betreffenden Mitgliedstaat 

nach diesem Tag fortlaufend beibehalten. 

 

Zum Nachweis der Erfüllung militärischer Pflichten wird in Erwägungsgrund 18 ausgeführt: 

„In diesem Zusammenhang würde entweder der rechtmäßige Grenzübertritt beim 

Verlassen des Hoheitsgebiets der Ukraine oder ein Ausreisestempel im Reisepass einen 

Nachweis für eine solche Berechtigung darstellen. In Fällen, in denen eine solche 

rechtmäßige Ausreise nicht bestätigt werden kann, sollte die betreffende Person, um 

vorübergehenden Schutz in Anspruch nehmen zu können, verpflichtet sein, den 

Behörden des Mitgliedstaats ein leicht überprüfbares amtliches Dokument in 

Papierform oder elektronischer Form — etwa in der Anwendung „Reserv+“ — 

vorzulegen, mit dem die Befreiung dieser Person von den militärischen Pflichten oder 

die Einhaltung dieser Pflichten bestätigt wird. Die Person, die vorübergehenden Schutz 

beantragt, sollte die Beweislast tragen.“ 

 

 

Zudem wurde die Nummerierung der Erwägungsgründe 4 und 5 verändert. Der Wortlaut des 

bisherigen Erwägungsgrund 4 findet sich nun in Erwägungsgrund 5 und umgekehrt. Dort heißt 

es mit leicht verändertem Wortlaut (kursiv) nunmehr: 
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„(5) Da eine Person die mit dem vorübergehenden Schutz verbundenen Rechte nicht in 

mehreren Mitgliedstaaten gleichzeitig in Anspruch nehmen kann, sollten 

Mitgliedstaaten — um sicherzustellen, dass dieser Grundsatz gewahrt ist, und um 

Mehrfachregistrierungen für vorübergehenden Schutz zu vermeiden — Anträge auf 

Erteilung eines Aufenthaltstitels, die auf der Grundlage von Artikel 8 Absatz 1 der 

Richtlinie 2001/55/EG gestellt werden, ablehnen, wenn offensichtlich ist, dass die 

betreffende Person auf dieser Grundlage bereits in einem anderen Mitgliedstaat einen 

Aufenthaltstitel erhalten hat. Dies stünde im Einklang mit dem Urteil des Gerichtshofs 

der Europäischen Union in der Rechtssache C-753/23 (6), insbesondere mit dessen 

Randnummer 30.“ 

 

Inhaltliche Änderungen dürften angesichts der unveränderten englischen Sprachfassung mit 

der Änderung nicht einhergehen.  

 

2. Übergangsweise visumsfreie Einreise ohne Aussicht auf Schutzstatus für wehrpflichtige 
Personen 

 

Wir weisen bereits jetzt darauf hin, dass sich die Anpassung der Ukraine-Aufenthalts-

Übergangsverordnung (9. UkraineAufenthÄndÜV) noch im Rechtsetzungsverfahren befindet. 

Bis zum Abschluss des Verfahrens kann der vom Ausschluss nach Artikel 2 des 

Durchführungsbeschlusses betroffene Personenkreis zwar weiterhin visumsfrei einreisen, aber 

keinen vorübergehenden Schutz nach Art. 24 AufenthG mehr erhalten. 

 

Sobald uns weitere Informationen von Bundesseite vorliegen, werden wir diese umgehend an 

Sie weiterleiten.  

 
3. Zeitnahe Meldung der Flächenfälle an das Regierungspräsidium Karlsruhe 

 

Schließlich weisen wir erneut darauf hin, dass die Meldung von Flächenfällen an das 

Regierungspräsidium Karlsruhe in engem zeitlichem Zusammenhang mit der FREE- Meldung 

zeitnah nach der Ankunft der Personen in Ihrem Zuständigkeitsbereich vorzunehmen ist. Die 

Prüfung der Voraussetzungen für eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG erfolgt dann 
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im Nachgang nur für die Fälle, die in Baden-Württemberg verbleiben und nicht über FREE an 

ein anderes Land weitergeleitet werden. 

 

Wir verweisen hierzu auch auf das Hinweisschreiben vom 26. März 2026 zur Einführung der 

modifizierten Pauschale. Dort ist unter Ziffer 1.a für Ukrainer ohne Aufenthaltstitel nach § 24 

AufenthG / ohne Asylantrag geregelt, dass auch diese Personen aus Billigkeitsgründen in die 

Kostenerstattung für die vorläufige Unterbringung aufgenommen werden. Damit hat die 

zeitnahe Meldung dieser Flächenfälle (auch schon vor der Entscheidung über die Gewährung 

eines Aufenthaltstitels nach § 24 AufenthG) für die unteren Aufnahmebehörden an Bedeutung 

gewonnen. Die Ausländerbehörden werden daher dringend gebeten, dieser unverändert 

bestehenden Meldeverpflichtung zeitnah nachzukommen.   

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Dr. Lehr 

Ministerialdirigent 

Anlage 

- Durchführungsbeschluss (EU) 2025/1460 des Rates vom 30. Juli 2026 

 

HINWEIS 

Dieses Schreiben wird auf der Internetseite des Ministeriums der Justiz und für Migration 

unter der Rubrik „Erlasse und Anwendungshinweise“ veröffentlicht. 

 
 

https://jum.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-jum/intern/PDF/Migration/Erlasse_und_Anwendungshinweise/2026/26.03.2026_00_Hinweisschreiben_Fl%C3%BCAGErstVO.docx.pdf
https://jum.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-jum/intern/PDF/Migration/Erlasse_und_Anwendungshinweise/2026/26.03.2026_00_Hinweisschreiben_Fl%C3%BCAGErstVO.docx.pdf
https://www.justiz-bw.de/,Lde/Startseite/Auslaender+und+Fluechtlingspolitik/Erlasse+und+Anwendungshinweise

